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ANLAGE 

SCHLUSSFOLGERUNGEN DES RATES ZU EINER EU-STRATEGIE FÜR SYRIEN 

Tagung des Rates (Auswärtige Angelegenheiten), 3. April 2017 

1. Unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 23. Mai und 17. Oktober 2016 und 
die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 15. Dezember 2016 zeigt der Rat sich 
entsetzt über die nach wie vor desolate Lage in Syrien und die anhaltenden humanitären, 
sicherheitspolitischen und politischen Probleme, die der Konflikt aufwirft. Derzeit sind 
13,5 Millionen Syrer auf humanitäre Hilfe in Syrien angewiesen – darunter 6,3 Millionen 
Binnenvertriebene –, 1,5 Millionen Menschen leben in einem Belagerungszustand und 
weitere 5 Millionen syrische Flüchtlinge haben in den Nachbarländern und in der gesamten 
Region Aufnahme gefunden. 

2. Für den Schutz der syrischen Bevölkerung ist in erster Linie das syrische Regime 
verantwortlich. Daher appelliert der Rat an das Regime und seine Verbündeten, insbesondere 
Russland in seiner Funktion als Ko-Vorsitz der Internationalen Unterstützungsgruppe für 
Syrien, alles daranzusetzen, um Folgendes zu gewährleisten: die vollständige Einstellung der 
Feindseligkeiten; die Aufhebung der Belagerungen und den uneingeschränkten, 
ungehinderten und landesweiten Zugang für humanitäre Helfer. Der Rat verurteilt auf das 
Schärfste die fortgesetzten, systematischen, weit verbreiteten und gravierenden 
Menschenrechtsverletzungen und Verstöße aller Parteien, insbesondere des syrischen 
Regimes, gegen das humanitäre Völkerrecht. Dem muss ein Ende bereitet werden, und die 
Verantwortlichen müssen zur Rechenschaft gezogen werden. Der Rat verurteilt das 
Aushungern von Zivilpersonen durch Belagerung besiedelter Gebiete als eine Methode der 
Kriegsführung sowie die Zwangsumsiedlung von Bevölkerungsgruppen; in beiden Fällen 
kann es sich um Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit handeln. Die 
EU wird weitere restriktive Maßnahmen gegen Syrien in Betracht ziehen, solange die 
Repressionen anhalten. Die EU erinnert daran, dass es unter dem derzeitigen Regime keinen 
dauerhaften Frieden in Syrien geben kann. 

3. Der Rat weist darauf hin, dass der Konflikt in Syrien sich unmittelbar auf die EU auswirkt, 
und stimmt darin überein, dass die EU einen spezifischen strategischen Rahmen für ihren 
Ansatz für Syrien als länderspezifischen Teil der im März 2015 angenommenen EU-
Regionalstrategie für Syrien und Irak sowie zur Bewältigung der Bedrohung durch Da'esh 
entwickeln muss. Daher begrüßt er die gemeinsame Mitteilung der Hohen Vertreterin und der 
Kommission und unterstützt die nachstehend genannten Ziele. Diese Mitteilung bildet 
zusammen mit den vorliegenden Schlussfolgerungen die EU-Strategie für Syrien. Der 
Schwerpunkt der strategischen Ziele der EU in Syrien liegt auf sechs Kernbereichen: 
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a) Beendigung des Krieges durch einen echten politischen Übergang im Einklang mit 

der Resolution 2254 des VN-Sicherheitsrates, der von den Konfliktparteien unter 

Federführung des VN-Sondergesandten für Syrien und mit Unterstützung durch 

wichtige internationale und regionale Akteure ausgehandelt wird. 

Die EU ist der festen Überzeugung, dass es keine militärische Lösung für den Konflikt 

geben kann, und setzt sich für die Einheit, Souveränität, territoriale Integrität und 

Unabhängigkeit des syrischen Staates ein. Nur eine glaubwürdige politische Lösung 

gemäß der Resolution 2254 des VN-Sicherheitsrates und dem Genfer Kommuniqué von 

2012 wird die Stabilität in Syrien gewährleisten und dazu führen, dass Da’esh und 

anderen von den VN bezeichneten terroristischen Gruppen in Syrien eine entscheidende 

Niederlage zugefügt werden kann. Die EU unterstützt weiterhin die Anstrengungen der 

Internationalen Allianz gegen Da'esh in Syrien und Irak. 

Die EU unterstützt nachdrücklich die Arbeit des VN-Sonderbeauftragten und die 

Wiederaufnahme der Gespräche in Genf. Die EU bekräftigt den Primat des Genfer 

Prozesses unter Führung der Vereinten Nationen und wird über die regionale Initiative 

der Hohen Vertreterin weiterhin politische Unterstützung für diesen Prozess leisten, der 

den politischen Dialog mit wichtigen Akteuren aus der Region fördert, damit im 

Rahmen des vom Europäischen Rat auf seiner Tagung im Dezember erteilten Mandats 

gemeinsame Standpunkte ermittelt werden können. Der Rat erklärt sich bereit, die 

Bemühungen der EU im Hinblick auf die umfassende und wirksame Teilhabe von 

Frauen und eine ständige Konsultation und einen kontinuierlichen Dialog mit der 

Zivilgesellschaft im politischen Prozess zu verstärken. 
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Ob in Genf Fortschritte erzielt werden, wird davon abhängen, ob vor Ort die Gewalt 

eingedämmt und Vertrauen aufgebaut werden kann. In diesem Zusammenhang würdigt 

der Rat den Beitrag, der geleistet wurde, um wieder eine vollständige Einstellung der 

Feindseligkeiten zu erreichen, und nimmt die Einrichtung des trilateralen Mechanismus 

im Rahmen der Treffen in Astana zur Kenntnis, der dazu dient, die uneingeschränkte 

Einhaltung der Waffenruhe zu beobachten und sicherzustellen. Er äußert seine große 

Besorgnis angesichts der anhaltenden Gewalt von Terroristen und militärischer 

Maßnahmen gegen zivile und nichtterroristische Ziele, auch durch das Regime und 

seine Verbündeten. Der Rat fordert alle Seiten nachdrücklich auf, die Waffenruhe 

einzuhalten, und appelliert an Russland, die Türkei und Iran, ihren Verpflichtungen als 

Garanten der Waffenruhe nachzukommen und für deren vollständige Umsetzung zu 

sorgen. In diesem Zusammenhang sollten weitere Treffen Fortschritte bei der 

Gewährleistung eines uneingeschränkten, ungehinderten und landesweiten Zugangs für 

humanitäre Helfer, der Beendigung der Belagerungen und der Freilassung aller 

willkürlich inhaftierten Personen, insbesondere Frauen und Kinder, im Einklang mit der 

Resolution 2268 des VN-Sicherheitsrates ermöglichen. 

b) Förderung eines konstruktiven, alle Seiten einbeziehenden Übergangsprozesses in 

Syrien durch Unterstützung der Stärkung der politischen Opposition im Einklang 

mit der Resolution 2254 des VN-Sicherheitsrates und dem Genfer Kommuniqué. 

Die EU wird weiterhin die syrische Opposition und insbesondere das Hohe 

Verhandlungskomitee (HNC) als Delegation der Opposition bei den von den VN 

vermittelten Gesprächen in Genf unterstützen. Die EU wird das HNC bei der 

Entwicklung seiner Vision des Übergangs sowie seine bisherigen Bemühungen zur 

Konsolidierung der Verhandlungsplattform für die syrische Opposition unterstützen. 

Der Rat hält die syrischen Parteien dazu an, die Agenda des Sonderbeauftragten der 

Vereinten Nationen konstruktiv und ohne Vorbedingungen zu akzeptieren, und begrüßt 

den positiven Ansatz des HNC, wenn es darum geht, Einigung über eine integrativere 

Delegation zu erzielen sowie maßvolle und praktische Vorschläge zu unterbreiten. Der 

Rat begrüßt den Umstand, dass das Beratende Frauenkomitee in das HNC eingebunden 

und seine umfassende und wirksame Beteiligung schrittweise in die Wege geleitet wird. 

Er fordert das syrische Regime nachdrücklich auf, seine eigenen Pläne für einen echten, 

alle Seiten einbeziehenden politischen Übergang vorzulegen. 
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In den politischen Prozess müssen alle Seiten uneingeschränkt einbezogen werden, um 

sicherzustellen, dass alle Teile der syrischen Gesellschaft an der Gestaltung der 

künftigen Einheit Syriens und der nationalen Aussöhnung beteiligt sind. 

c) Rettung von Menschenleben durch Deckung des humanitären Bedarfs der 

hilfebedürftigsten Syrer überall im Land durch rechtzeitige, effiziente, wirksame 

und auf Prinzipien gegründete Hilfe. 

Die EU äußert ihre anhaltende tiefe Besorgnis angesichts der willkürlichen 

Einschränkungen, die die Bereitstellung der humanitären Hilfe behindern, und fordert 

erneut den uneingeschränkten, ungehinderten, sicheren und landesweiten Zugang für 

humanitäre Helfer der Vereinten Nationen und anderer humanitärer Organisationen. Der 

Zugang für humanitäre Helfer ist keine vertrauensbildende Maßnahme, sondern eine 

Verpflichtung. 

Die EU leistet die größte finanzielle Unterstützung für die humanitären Bemühungen in 

Syrien und wird weiter auf eine intensive humanitäre Diplomatie setzen und nach 

Möglichkeiten suchen, den Zugang und den Schutz zu verbessern und die humanitären 

Grundsätze zu fördern. Sie wird weiterhin darauf hinarbeiten, dass die Ausnahmen und 

Genehmigungen für humanitäre Zwecke im Rahmen unserer restriktiven Maßnahmen 

gegen Syrien uneingeschränkt umgesetzt werden. Die EU wird auch bei der Hilfe für 

Minenopfer und bei der Aufklärung über die Risiken von Minen weiterhin 

Unterstützung leisten. 

d) Förderung der Demokratie, der Menschenrechte und des Rechts auf freie 

Meinungsäußerung durch die Stärkung der Organisationen der syrischen 

Zivilgesellschaft. 

Die EU wird weiterhin umfassende Unterstützung für die Organisationen der syrischen 

Zivilgesellschaft bereitstellen, auch für die Arbeit des "Civil Society Support Room" 

und des "Women’s Advisory Board". Die Zivilgesellschaft wird in der Zeit nach dem 

Konflikt in Syrien und bei der Förderung des Aussöhnungsprozesses eine maßgebliche 

Rolle spielen müssen. Der Rat hat vereinbart, die Bemühungen der EU zur Förderung 

der freien Meinungsäußerung unter anderem durch die Unterstützung freier und 

unabhängiger Medien zu verstärken. 
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e) Förderung der Rechenschaftspflicht für Kriegsverbrechen zur Erleichterung eines 

nationalen Aussöhnungsprozesses und einer Übergangsjustiz. 

Die EU wird sich weiterhin dafür einsetzen, dass diejenigen zur Rechenschaft gezogen 

werden, die für Kriegsverbrechen, Menschenrechtsverstöße und -verletzungen und 

Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht, einschließlich des nachgewiesenen 

Einsatzes von chemischen Waffen, verantwortlich sind. Die EU verurteilt auf das 

Schärfste die systematischen Menschenrechtsverletzungen in Syrien, die von der von 

den VN eingesetzten unabhängigen internationalen Untersuchungskommission auch in 

der detaillierten Übersicht über die im vergangenen Jahr in Aleppo begangenen 

Verbrechen dokumentiert werden. Der Rat unterstützt die Empfehlungen der 

Untersuchungskommission. Der Rat kommt überein, weiterhin Informationen im 

Hinblick auf künftige rechtliche Maßnahmen – auch vor dem Internationalen 

Strafgerichtshof - gegen all diejenigen zu sammeln, die für Verstöße gegen das 

Völkerrecht verantwortlich sind. In diesem Zusammenhang äußert der Rat seine 

Unterstützung für den unparteiischen und unabhängigen internationalen Mechanismus, 

den die VN-Generalversammlung zu diesem Zweck eingerichtet hat, und betont, wie 

wichtig es ist, diesem Mechanismus ausreichende Mittel zur Verfügung zu stellen, 

damit er seine wichtige Arbeit fortsetzen kann. Die EU unterstützt sämtliche 

Bemühungen um nationale Aussöhnung und wird sich weiterhin für die Schaffung einer 

Übergangsjustiz einsetzen. 

Der Rat verurteilt außerdem den Einsatz von chemischen Waffen durch das syrische 

Regime und Da’esh, der in den Berichten des Gemeinsamen 

Untersuchungsmechanismus der OVCW und der Vereinten Nationen bestätigt wurde, 

und erinnert an seinen Beschluss vom März, zusätzliche restriktive Maßnahmen gegen 

die verantwortlichen Personen zu verhängen. Der Rat unterstützt alle Bemühungen, die 

auf die Identifizierung verschwundener Personen abzielen. 
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f) Stärkung der Resilienz der syrischen Bevölkerung und der syrischen Gesellschaft 

Die EU wird durch die Bereitstellung von Bildung, die Schaffung von Arbeitsplätzen 

und die Unterstützung für lokale zivile Verwaltungsstrukturen in von der Opposition 

verwalteten Gebieten – auch in Zusammenarbeit mit der syrischen 

Übergangsregierung – weiterhin Unterstützung für die Resilienz leisten und dazu 

beitragen, einen Zusammenbruch der staatlichen Verwaltung zu verhindern. Die EU 

wird auf eine breit angelegte Unterstützung hinwirken, indem sie grenzüberschreitende 

Hilfe mit Unterstützungsleistungen von Syrien aus kombiniert, und das Ziel verfolgen, 

die Hilfe als Teil umfassenderer Bemühungen zur Deckung des Bedarfs der 

Bevölkerung in ganz Syrien bereitzustellen, gewaltbereiten Extremismus und 

Sektierertum zu verhüten und die Resilienz auf lokaler Ebene aufzubauen. Sie wird sich 

nicht an frühzeitigen Wiederaufbau-/Stabilisierungsbemühungen beteiligen, die 

gesellschaftliche und demografische Manipulationen befördern könnten. 

4. Die EU bekräftigt, dass sie nur dann bereit ist, den Wiederaufbau Syriens zu unterstützen, 

wenn ein von den syrischen Konfliktparteien auf der Grundlage der Resolution 2254 (2015) 

des VN-Sicherheitsrates und des Genfer Kommuniqués von 2012 ausgehandelter 

umfassender, echter und alle Seiten einbeziehender politischer Übergang stabil im Gange ist. 

Der Rat wird dann prüfen, welche Hilfe in der Zeit nach dem Konflikt im Sinne der 

gemeinsamen Mitteilung bereitgestellt werden kann. In diesem Zusammenhang könnte die 

EU die derzeit geltenden restriktiven Maßnahmen überprüfen, eine Wiederaufnahme der 

Zusammenarbeit mit den Übergangsbehörden in Angriff nehmen, Mittel für Rehabilitation 

und Wiederaufbau nach dem Krieg auch im Hinblick auf das kulturelle Erbe mobilisieren und 

die geeigneten Instrumente der europäischen Nachbarschaftspolitik und anderer Programme 

zur Bewältigung der Herausforderungen in der Übergangszeit einsetzen und die 

Gemeinschaften durch wirtschaftliche Entwicklung stabilisieren. Die EU unterstützt aktiv die 

VN bei ihrer Koordinierung der Planungen für eine zivile Stabilisierung nach einer Einigung 

und wird mit den VN, internationalen Finanzinstitutionen und anderen Gebern 

zusammenarbeiten. Diejenigen, die den Konflikt angetrieben haben, sollten auch eine 

besondere Verantwortung für die Kosten des Wiederaufbaus übernehmen. 
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5. Die EU ist sich bewusst, welche Auswirkungen der Konflikt in Syrien auf Nachbarländer hat, 

und bestätigt ihre Zusage, Jordanien, Libanon und der Türkei sowie Irak und Ägypten 

Unterstützung zu leisten; diese Länder haben ihr Engagement und ihre Resilienz unter Beweis 

gestellt, indem sie Millionen syrischer Flüchtlinge in den letzten Jahren aufgenommen haben. 

Der Rat würdigt diese Anstrengungen und stimmt darin überein, dass diese Unterstützung 

durch die Umsetzung der Migrationspakte der EU mit Jordanien und Libanon und der 

Erklärung EU-Türkei als Beiträge zur Erreichung der jeweiligen Londoner Zusagen für diese 

Länder aufrechterhalten werden muss. 

6. Der Rat sieht der Konferenz zu Syrien und der Region ("Supporting the Future of Syria and 

the Region"), die am 4./5. April 2017 in Brüssel ausgerichtet wird, erwartungsvoll entgegen; 

die Konferenz ist eine Folgekonferenz zur Londoner Konferenz vom Februar 2016, zu den 

Geberkonferenzen von 2013 und 2015 in Kuwait sowie zu den Konferenzen in Berlin und 

Helsinki von 2014 und 2017. Die Konferenz wird die internationale Unterstützung für den 

politischen Prozess unter der Führung der VN stärken, und sie dient der Mobilisierung von 

Mitteln, mit denen der Bedarf, der in den von den VN koordinierten Aufrufen skizziert wurde, 

gedeckt und die Resilienz der Länder, die Flüchtlinge aufgenommen haben, unterstützt wird. 

Der Rat weist darauf hin, dass mit der EU-Strategie politische Leitlinien für die 

Vorgehensweise der EU auf der Konferenz vorgegeben werden. 
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